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Welches Finanzsystem
brauchen wir?

Im Artikel mit dem angesichts der Rea-
lität eher sanften Titel «Das Finanz-
system gehört in die Schuldenberatung»
(NZZ 13. 2. 18) wird auf die unhaltbaren
Zustände in der weltweiten Schulden-
wirtschaft hingewiesen. Fraglich ist aller-
dings, ob sich das Gros der trägen Masse
der Wirtschaftssubjekte, wozu auch viele
Absolventen von Hochschulen gehören,
dadurch aufrütteln lässt. Eigentlich
müssten insbesondere Wirtschaftspro-
fessoren und auch Unternehmensver-
antwortliche die Öffentlichkeit schon
lange alarmieren. Aber offensichtlich
wollen sie die sich anbahnende Katastro-
phe und dringende Gegenmassnahmen
nicht zur Sprache bringen. Verantwor-
tungsvoll ist das nicht. Das aktuelle
Finanzkonzept ist im Wortsinn verrückt.
Absurd nach unten frisierte Inflations-
daten und, darauf basierend, viel zu tiefe
Zinsen führen in vielen Staaten zu einem
laufenden Anstieg der ohnehin nicht
mehr beherrschbaren Verschuldung.
Eine «normale» Sanierung scheint folg-
lich unmöglich zu sein. Die finanzpoliti-
sche Unvernunft erreicht laufend neue
Höchststände. Wo soll das Vabanque-
spiel bloss enden?

Hanspeter Bornhauser, Bottmingen

In diesem Beitrag wird eindrücklich der
stetige Anstieg der globalen Verschul-
dung (öffentlich und privat) in den letz-
ten 30 Jahren geschildert, der mit sinken-
den Zinsen einhergegangen ist. Die
Folge davon sei, dass die Zinsen ihre
Steuerungsfunktion eingebüsst und die
Grenzen zwischen Privatwirtschaft und
Staat sich verwischt hätten. Folgerichtig
wird nicht nur für eine dringliche Nor-
malisierung der Geldpolitik plädiert,
sondern auch für die Korrektur der Kon-
struktionsfehler des globalen Finanz-
systems. Leider belässt es der Autor bei
dieser Aussage und geht nicht weiter dar-
auf ein, worin diese Fehler liegen und
wie sie zu beseitigen sind. Braucht es ein
Trennbankensystem, oder genügt etwa
die Einschränkung der Kredittätigkeit?
Muss das geldpolitische Mandat der
Zentralbanken neu definiert werden?
Oder braucht es einfach ein Finanz-
system ohne Banken, wie es der Autor an
anderer Stelle vorgeschlagen hat (NZZ
15. 2. 18)? Das sind nur einige der Fra-
gen, die sich in diesem Zusammenhang
stellen und auf die man gerne eine Ant-
wort erwartet hätte.

RudolfWalser, Meilen

Der Autor verweist zu Recht auf die
Konstruktionsfehler des Finanzsystems
sowie auf die kreditbedingte und unhalt-
bare weltweite Verschuldung. Konse-
quenterweise hätte er in seinem Artikel
auch die Vollgeldinitiative befürworten
müssen. Man kommt auch mit technolo-
gischen, digitalen Innovationen ohne
radikalen Systemwechsel nicht zu einer
langfristigen Lösung. Das bedeutet je-
doch nicht privates Digitalgeld, sondern
öffentliches, staatliches Vollgeld. Wenn
wir diese notwendigen Geld- und Finanz-
reformen mit Schuldentilgungen nicht
umsetzen wollen, laufen wir mit Sicher-
heit noch schneller in kommende Gesell-
schafts- und Finanzkrisen.

Werner Kallenberger, Zürich

Aufteilung
des Überschusses

Der Überschuss in der Rechnung des
Bundes (NZZ 15. 2. 18) sollte eigentlich
nur Zufriedenheit auslösen. Aber,
typisch Schweiz, auch solche Nachrich-
ten lösen bei uns «Sorgen» aus. Zu viel
eingenommen: Also lasst diejenigen
daran partizipieren, welche das Geld
«gebracht» haben. Eine Aufteilung des
Überschusses in Schuldenrückzahlung
und Verringerung der Bundessteuer, z. B.
durch einen Rabatt auf die Rechnung
des laufenden Jahres, wäre sinnvoll.
Allerdings ist zu befürchten, dass die
Politik wieder neue Ausgabenmöglich-
keiten erfindet und diese künftig nicht
wieder abgeschafft werden.

Max Meyer, Oberengstringen

Gesundheitspolitik
braucht Erfahrung

Die Aufregung über den Rückzug von
Claudia Nielsen hat sich in den Medien
bereits wieder gelegt, eine konsequente
Analyse des Falles ist aber unumgäng-
lich, um eine Wiederholung eines sol-
chen Vorfalls zu verhindern.

Das Gesundheits- und Umweltdepar-
tement (GUD) ist offensichtlich nicht
das attraktivste, aber zweifellos eines der
anspruchsvollsten Departemente der
Stadt. Für eine erfolgreiche Leitung die-
ser Abteilung sind solide Führungsquali-
täten, echte gesundheitspolitische Inter-
essen und Überzeugungen, grundlegen-
des Bescheidwissen über die Finessen
der Modalitäten der Zürcher Spitäler
und ein gewisses politisches Fingerspit-
zengefühl zur Vertretung des Departe-
ments nach aussen unabdingbar.

Glaubt man auch nur der Hälfte aller
kritischen Medienberichte über Claudia
Nielsen, so scheint die scheidende Stadt-
rätin keines dieser Attribute wirklich er-
füllt zu haben. Dass nun «reglementswid-
rige Verbuchungen von Ärztehonora-
ren» als Begründung für einen solchen
noch nie gesehenen kurzfristigen Rück-
zug herhalten müssen, erscheint äusserst
fragwürdig. Ein Schelm ist, wer in diesem
kurzfristigen Rückzug eine radikale
Massnahme sieht, die die Umgehung der
schon vor dem Bekanntwerden dieser
Unregelmässigkeiten drohenden Ab-
wahl zum Ziel hatte. Nun hofft der Bür-
ger, für den die Gesundheit als solche
und nicht finanzielle Profite im Vorder-
grund stehen, dass am kommenden
4. März eine Persönlichkeit mit konkre-
ter gesundheitspolitischer Erfahrung
und dem Willen, etwas zu verändern, die
Position als Vorsteherin oder Vorsteher

des GUD übernimmt. Bedauerlicher-
weise stehen die Chancen hierfür eher
schlecht als recht, denn keiner der alten
oder neuen Stadtratskandidaten scheint
diese Position wirklich anzustreben und
die nötigen Erfahrungen im Bereich der
Gesundheitspolitik mitzubringen.

Martina Remonda, Zürich

«Helft,
er ist ein Libertärer»

Es ist für mich unfassbar, wie Journalis-
ten der NZZ wie Thomas Ribi die gegen-
wärtige Debatte um die Abstimmung für
oder gegen die Abschaffung der Gebüh-
ren für die SRG benutzen, um gegen die
Linke zu hetzen (NZZ 13. 2. 18). Wenn
man sich informiert hat in den letzten
Wochen, dann sticht doch als Hauptargu-
ment heraus, dass die Schweiz mit ihrem
Föderalismus und dem Beachten der
Rechte der Minderheiten, also einem
wichtigen gesellschaftlichen Zusammen-
halt, eine SRG braucht. Es geht um Soli-
darität contra Egoismus. Die Sendungen
in den verschiedenen Landessprachen,
vor allem im viel und intensiv gehörten
Radio, sind kulturell auf hohem Niveau,
bieten etwas, das eigentlich unbezahlbar
ist! Deshalb ist das Tessin so klar gegen
diese Initiative. Das alles konnte man
doch in der NZZ lesen! Und auch, dass
ein Konsens darüber besteht, dass die
SRG sich verändern und erneuern sollte;
jetzt auch mit weniger Geld auskommen
muss. Klar, das soll diskutiert und kriti-
siert werden. Aber sind sie denn alle
Linke, die Kulturschaffenden, Politiker,
Historiker, Journalisten und gewöhn-
lichen Leute, die sich für die SRG einset-
zen? Ich bin Fan der grossartigen kultu-
rellen und politischen Vielfalt und der
Offenheit der Schweiz, die vor allem in
der SRG eine Stimme bekommt!

Marianne Zweifel, Zug

Danke für den Beitrag von Thomas Ribi.
Ich diskutiere mit Vergnügen im Internet
über No Billag, und diese Glosse fasst
die vereinfachte Argumentation man-
cher linker No-Billag-Gegner vollständig
zusammen: Nur die SRG kann uns vor
dem Weltuntergang retten, und No Bil-
lag ist die Versuchung des Teufels. Die
Apokalypse. Die Explosion des Kubik-
meters! Ich verstehe allerdings, dass die
Gegner der Initiative Heilige wie Kurt
Felix und Mäni Weber vermissen. Diese
lässt sich kein aufrechter Schweizer neh-
men, egal, wie tot sie sind.

Laurenz Hüsler, Egg

Unfallrisiko
verkleinern

Wichtiger als die Diskussion um den
Lärm scheint mir die erhöhte Sicherheit
bei Temporeduktionen im Strassenver-
kehr (NZZ 7. 2. 18). Es ist unbestritten,
dass bei Tempo 30 oder 20 auf Strassen
mit viel Fussgänger- und Veloverkehr die
Anzahl Unfälle mit Verletzten oder
Toten reduziert werden kann. Opfern wir
dem Moloch Verkehr etwas weniger. Die
Reduktion der Tempodifferenz zwischen
Motorfahrzeugen und dem Langsamver-
kehr verkleinert das Risiko beträchtlich.
Wer schneller fahren will, dem sei die S-
Bahn empfohlen, die beispielsweise mit
160 Sachen sicher vom Zürcher Bahnhof
Löwenstrasse nach Oerlikon saust.

Martin A. Liechti, Maur

An unsere Leserinnen
und Leser

Wir danken allen Einsenderinnen
und Einsendern von Leserbriefen
und bitten um Verständnis dafür,
dass wir über nicht veröffentlichte
Beiträge keine Korrespondenz
führen können. Kurz gefasste Zu-
schriften werden bei der Auswahl
bevorzugt; die Redaktion behält
sich vor, Manuskripte zu kürzen.
Jede Zuschrift an die Redaktion
Leserbriefe muss mit der vollstän-
digen Postadresse des Absenders
versehen sein.

Redaktion Leserbriefe
NZZ-Postfach
8021 Zürich
E-Mail: leserbriefe�nzz.ch
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Für eine effektivere
Denkmalpflege
Gastkommentar
von BENNO SCHUBIGER

Am 18. Dezember eröffnete Bundesrat Alain Berset feierlich das
Kulturerbejahr 2018. Es wurde von der Europäischen Kommis-
sion ausgerufen, und die Schweiz entschloss sich zur Beteiligung
unter Federführung des Bundesamts für Kultur (BAK). Nach dem
Hochamt in Bern beginnt nun also die Arbeit der zirka drei Dut-
zend nationalen Organisationen, die sich zum gesamtschweizeri-
schen Trägerverein «#Kulturerbe2018» zusammengeschlossen
haben. Es ist zu hoffen, dass das Kulturerbejahr 2018 hierzulande
mindestens zu einem ähnlichen Erfolg kommt wie 1975 das Euro-
päische Denkmalschutzjahr. War dieses unter dem Eindruck der
massiven Substanzverluste durch Abbrüche historischer Bau-
denkmäler in den vorangegangenen Jahren der Hochkonjunktur
lanciert worden, so sind heutzutage die Bedrohungen für unser
baukulturelles Erbe subtiler.

Auch wenn die Hochschätzung des Kulturerbes seit der Aufklä-
rung zum Wertekanon unserer Zivilisation gehört, spielt sich seit
mehreren Jahrzehnten schleichend eine Marginalisierung der Rolle
der Denkmalpflegen in vielen Kantonen und Grossstädten ab:
durch Ausdünnung der Personaldecke dieser Amtsstellen, durch
deren Rückstufung innerhalb der Verwaltungs-Organigramme,
durch Sparmassnahmen in ihren Etats. Beeinträchtigungen für
unsere Baudenkmäler und Ortsbilder brachten in den letzten Jah-
ren auch Massnahmen im Zusammenhang mit der Energiewende
(Energiegewinnung und -dämmung an schutzwürdigen Monumen-
ten) und mit der baulichen Verdichtung (massstabslose Grossüber-
bauungen in erhaltenswerten Ortsbildern). Substanzverluste in-
folge ortsplanerischer Willkür, infolge von Abbrüchen auf Vorrat
oder gar wegen baubehördlichen Fehlverhaltens sind der Ausdruck
eines weiteren Malaises.

Den Hintergrund für solche Entwicklungen bilden mehrere Fak-
toren: ein mancherorts geschichtsloses Unverständnis für den Wert

des baukulturellen Erbes unserer Städte und Dörfer, dann die Ge-
ringschätzung der Bedeutung unserer Kulturlandschaften für die
Identität unseres Landes, auch ein riskantes Spiel mit dem touristi-
schen Kapital, welches unsere Monumente und Ortsbilder darstel-
len, und schliesslich die Verkennung der Rollen unseres Bauerbes
bei der historischen, sozialgeschichtlichen und ästhetischen Bildung
unserer Bevölkerung – der angestammten und der zugezogenen.
Wegen solcher Entwicklungen büsst unser baukulturelles Erbe in
den politischen, baubehördlichen und raumplanerischen Entschei-
dungen zunehmend seinen Rang ein.

Unsere «kulturellen NGO» – z. B. der Schweizer Heimatschutz,
die Gesellschaft für Schweizerische Kunstgeschichte, der Schweize-
rische Burgenverein oder Domus Antiqua Helvetica – sind leider
zu wenig stark, um unserem Land zu einer durchschlagskräftigeren
Denkmalpflegepolitik zu verhelfen, auch wenn sie gesamthaft meh-
rere zehntausend Mitglieder vertreten. Die privaten Vereine kön-
nen zwar in ihren spezifischen Themenfeldern agieren und als
«pressure groups» sogar agitieren. Die eigentliche Politik aber spielt
sich in den Räten und Behörden der Kommunen, der Kantone und
des Bundes ab. Und dort ist der Stellenwert des Themas oft gering
und sind der Akteure zu wenige, die sich den Einsatz für unser Bau-
erbe auf ihre Fahnen geschrieben haben. Dabei hat eine repräsen-
tative Umfrage im Auftrag des BAK 2015 ergeben, dass ein grosser
Anteil der Bevölkerung aller Altersklassen in allen Landesteilen
hohe bis sehr hohe Sympathien gegenüber Themen haben, welche
Denkmäler und Ortsbilder betreffen. Da würde man doch meinen,
dass die Kulturpolitiker mit Monumenten-Affinität eine effektivere
Denkmalpflegepolitik erzielen könnten.

Das noch junge Kulturerbejahr 2018 wird bestimmt einen Sen-
sibilisierungsschub bezüglich Anliegen unseres Bauerbes bringen.
Wir wünschen uns, dass er auch die Politiker aller drei Staatsebenen
erreichen wird.

Benno Schubiger, Kunsthistoriker, ist Präsident der Fondazione Dr. Hans
Dietler-Kottmann und Partner von Schubiger arts’n’funds Basel.

Es besteht vielerorts
ein geschichtsloses Unverständnis
für den Wert des baukulturellen Erbes
unserer Städte und Dörfer.
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